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2.4   Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall in der Abwägung nicht  

  überwunden werden können (z.B. Landschafts- oder Wasserschutzgebietsverordnungen) 
 
 
 

   Rechtsgrundlagen 

   

   Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

   

2.5 X Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach 

  Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

 
Altlasten und Bodenschutz 
Dem Wasserwirtschaftsamt liegen keine Informationen über Altlasten, schädliche 

Bodenveränderungen oder entsprechende Verdachtsflächen in diesem Bereich vor. Dessen 

ungeachtet sind entsprechende ergänzende Erkundigungen bei der zuständigen 

Kreisverwaltungsbehörde unverzichtbar. 

 

Sollten bei Aushubarbeiten bzw. weiteren Erkundungen organoleptische Auffälligkeiten des 

Bodens festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast 

hindeuten, ist unverzüglich die zuständige Bodenschutzbehörde (Kreisverwaltungsbehörde) 

zu benachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1, 12 Abs. 2 BayBodSchG). 

 

Die Entsorgung von überschüssigem Bodenmaterial sollte zur Vermeidung von 

Bauverzögerungen und Mehrkosten mit ausreichendem zeitlichem Vorlauf vor Baubeginn 

geplant werden. Dabei wird die Erstellung einer Massenbilanz „Boden“ mit 

Verwertungskonzept empfohlen. Oberstes Ziel ist die Vermeidung von Bodenaushub bzw. 

die Wiederverwendung von Bodenmaterial innerhalb der Baufläche. 

 

Aufgrund der Größe des Baugebietes und den nach Übersichtsbodenkarte vorherrschenden 

tiefgründigen Böden (Kolluvisole), wird empfohlen, insbesondere für die 

Erschließungsplanung eine bodenkundliche Baubegleitung nach DIN 19639 „Bodenschutz 

bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben“ vorzusehen. 

 

 

Vorsorgender Bodenschutz 
Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind nach § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB die Belange des 

Umweltschutzes, insbesondere die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden, zu 

berücksichtigen.  

Zur Durchführung der in § 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB in Verbindung mit Anlage 1 Nr. 2a BauGB 

geforderten Umweltprüfung müssen die im Plangebiet vorkommenden Bodentypen benannt 

und deren natürliche Bodenfunktionen (definiert in § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BBodSchG) 



 

bewertet werden.   

Besonders relevant sind dabei die Bodenteilfunktionen: 

1. Standortpotential für die natürliche Vegetation 

2. Rückhaltevermögen des Bodens für wasserlösliche Stoffe  

3. Retention des Bodens bei Niederschlagsereignissen 

4. Rückhaltevermögen für Schwermetalle 

5. Natürliche Ertragsfähigkeit landwirtschaftlich genutzter Böden 

 

Die Benennung der Bodentypen kann auf Grundlage der Übersichtsbodenkarte im Maßstab 

1:25.000 erfolgen, welche über die Datenstelle des LfU (unter Nennung der Blatt-Nr.) 

erhältlich oder kostenfrei im UmweltAtlas Bayern abrufbar ist. Die Bewertung der 

Bodenfunktionen muss aus den Daten der Bodenschätzung abgeleitet werden. Die 

Auswertungsmethoden werden im Leitfaden „Das Schutzgut Boden in der Planung“ 

erläutert.  

Auf dieser Bodenfunktionsbewertung basiert die Prognose über die Entwicklung des 

Umweltzustandes bei Durchführung bzw. Nichtdurchführung der Planung. Ebenfalls sollen 

Maßnahmen zu Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen 

Auswirkungen aufgezeigt werden. Als Maßnahme zur Verminderung der Auswirkungen auf 

das Schutzgut Boden sind Vorkehrungen zum Erhalt und zum Schutz von Mutterbodens 

(Oberboden) und kulturfähigem Unterboden zu treffen. 

 

 

Wasserversorgung  
Der Geltungsbereich befindet sich in keinem bestehenden oder geplanten, öffentlichen 

Trinkwasserschutzgebiet und in keinem wasserwirtschaftlichen Vorranggebiet 

Wasserversorgung.  

Private Trinkwasserversorgungen sind uns nicht bekannt. 

Die geplante Bebauung ist, wie die umliegende an die öffentliche Trinkwasserversorgung 

anzuschließen. 

 

 
Ableitung von Schmutz- und Niederschlagswasser 
Schmutzwasser 

Das Schmutzwasser aus dem Planungsgebiet ist an die gemeindliche Kanalisation 

anzuschließen. In der Kläranlage des AZV Kempten kann es nach dem Stand der Technik 

gereinigt werden. 

 

Niederschlagswasser 

Das Niederschlagswasser wäre vorrangig flächenhaft oder in Mulden bzw. Rigolen zu 

versickern, sofern dies der Untergrund zulässt. (Die technischen Anforderungen für die 

Versickerung sind in den DWA-Regelwerken M 153 und A 138 geregelt.) 



 

Falls das Niederschlagswasser aufgrund des anstehenden Untergrundes nicht versickert 

werden kann, wie es im Baugrund-Untersuchungsbericht unter Punkt 4 bereits erwähnt 

wurde, ist es über die gemeindliche Niederschlagswasserkanalisation in ein Gewässer 

abzuleiten. 

 

Die technischen Anforderungen für die Einleitung sind für die qualitative Betrachtung in der 

DWA-Richtlinie A 102 und für die quantitative Beurteilung in den DWA-Richtlinien M 153 und 

A 117 geregelt. 

 

Für die Einleitung von Niederschlagswasser in ein Gewässer (Grundwasser bzw. 

Oberflächengewässer) ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Hier ist ggf. mit den 

entsprechenden Unterlagen beim Landratsamt Oberallgäu eine wasserrechtliche Erlaubnis 

bzw. bei vorhandener Erlaubnis eine Erweiterung des Erlaubnisumfangs zu beantragen. 

Vom Planer ist insbesondere nachzuweisen, ob einschließlich des Altbestandes eine 

Regenwasserbehandlung und / oder eine Regenwasserrückhaltung erforderlich sind. 

Es wird empfohlen die Notwendigkeit einer Regenrückhaltung frühzeitig zu ermitteln, damit 

die erforderlichen Flächen bei der Bauleitplanung berücksichtigt werden können. 

 

Kanalnetzjahresbericht 

In diesem Zusammenhang möchten wir auch darauf hinweisen, dass vom Markt 
Buchenberg seit 2014 noch keine Kanalnetzjahresberichte gemäß der 
Eigenüberwachungsverordnung abgegeben worden sind. Wir weisen deshalb 
wiederum darauf hin, dass jährlich ein Kanalnetzjahresbericht abzugeben ist.   
 
 
Oberflächengewässer/Überschwemmungsgebiet 
Uns ist im vorgesehenen Planungsbereichs kein Wildbach oder sonstiges 

Oberflächengewässer bekannt. Auch liegen uns keine Angaben über rechnerisch ermittelte 

Überschwemmungsgebiete oder gesicherte Erkenntnisse über tatsächlich in der 

Vergangenheit dort abgelaufene Hochwasser- bzw. Starkregenereignisse vor. 

Dies bedeutet nicht abschließend, dass hier kein Gewässer im Sinne des § 2 WHG oder 

Überschwemmungsgebiet betroffen sein könnte. 

Die Kommune wird gebeten zu prüfen, ob ihr hier im Rahmen ihrer Zuständigkeit für 

Gewässer 3.Ordnung (vgl. z.B. Art. 22 und Art. 39 BayWG) ein kleineres bzw. ggf. seit 

längerer Zeit verrohrtes Gewässer bekannt ist, bei dem aufgrund des vorliegenden 

Vorhabens wasserwirtschaftliche Belange und/oder entsprechende wasserrechtliche 

Tatbestände betroffen sind, die beachtet werden müssen. 

 

Wild abfließendes Wasser 
Das Planungsgebiet liegt im geneigten Gelände.  Bei der Erschließungsplanung und der 

Planung der einzelnen Bauvorhaben ist deshalb auf die Gefahr von wild abfließendem 
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Hinweise zum Datenerfassungsblatt für Neubaugebiete 

Die Daten werden von uns benötigt um entscheiden zu können, ob das Baugebiet von der Deutschen 

Telekom 

• nicht erschlossen wird  (weil ein anderer Provider die Universaldienstleistungsverpflichtung

übernimmt)

• in herkömmlicher Kupfertechnik gebaut wird

• in Glasfasertechnik (FTTH) gebaut wird

Die Entscheidung wird von unserer Zentrale anhand einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung getroffen. 

Ihre Angaben dienen hierfür als Berechnungsrundlage. Sollte dies bis zum Beginn der 

Erschließungsmaßnahmen nicht erfolgt sein, so tritt folgende Situation ein: 

• das Baugebiet ist uns faktisch unbekannt, da der Prozess zur Bearbeitung der

Ausbauentscheidung durch unsere Zentrale aufgrund fehlender Daten nicht gestartet werden

konnte

• es erfolgt keine Teilnahme an Spartenterminen, da über die Art des Ausbaus  nicht entschieden

wurde und somit Aussagen über Trassen und Standorte von Gehäusen nicht möglich sind

• der Beginn unserer Baumaßnahme verzögert sich

• die Bewohner sind zum Zeitpunkt des Einzugs eventuell nicht mit Telefon / Internet versorgt

Wir bitten deshalb, uns die Daten frühestmöglich zu übermitteln. 

Vielen Dank. 
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Freundliche Grüße 
Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH 
 
Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 
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Beiblatt  
 
zu 2.2 
 
- Angaben zum Bedarf 
Aus den vorliegenden Planunterlagen geht nicht hervor, welcher Bedarf die geplante Neuausweisung auslöst. 
Eine nachvollziehbare Bedarfsermittlung auf Basis einer plausiblen Datengrundlage, wie unter Ziffer II.1. der 
Auslegungshilfe ausgeführt, ist den Unterlagen nicht zu entnehmen.  
 
Aus landesplanerischer Sicht wird es im weiteren Verfahren erforderlich sein, dass sich der Markt mit den 
genannten Aspekten auseinandersetzt und nachweist, dass der geplanten Neuausweisung von Siedlungsflä-
chen ein Bedarf gegenübersteht der nicht aus vorhandenen Potentialen gedeckt werden kann.  
 
zu 2.3  
 
Das Regierungssachgebiet Städtebau gibt folgenden Hinweis:  
Nach den der Regierung von Schwaben vorliegenden Unterlagen hat der Flächennutzungsplan des Marktes 
Buchenberg im Jahr 1999 Rechtskraft erlangt. Angesichts eines mehr als zwanzig Jahre alten Flächennut-
zungsplans sollte entsprechend § 1 Abs. 3 BauGB eine Neuaufstellung des Flächennutzungsplans mit inte-
griertem Landschaftsplan erfolgen, insbesondere auch im Hinblick auf die aktuellen Herausforderungen zum 
Umwelt- und Klimaschutz (§ 1a Baugesetzbuch). Mit dem kommunalen Energieleitbild und den weiteren bei-
spielhaften Aktivitäten zum Ausbau der regenerative Energien und zur Energieeffizienz liegt ein wesentlicher 
Baustein für eine zukunftsfähige Siedlungsentwicklung vor.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 





http://www.blfd.bayern.de/


 

Seite 2  

 

Bodendenkmals hinaus in die unmittelbare Umgebung ausgreifen, weshalb auch im 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes weitere Bodendenkmälern zu vermuten sind.  

 

Im Bereich von Bodendenkmälern sowie in Bereichen, wo Bodendenkmäler zu 

vermuten sind, bedürfen gemäß Art. 7 Abs. 1 BayDSchG Bodeneingriffe aller Art 

einer denkmalrechtlichen Erlaubnis. Wir bitten Sie deshalb, folgenden Text in die 

textlichen Hinweise auf dem Lageplan und ggf. in den Umweltbericht zu 

übernehmen: 

 

Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine 

denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem 

eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren 

Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist.  

 

Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege wird in diesem Verfahren 

gegebenenfalls die fachlichen Anforderungen formulieren. 

 

Im Falle der Denkmalvermutung wird im Rahmen des Erlaubnisverfahrens nach Art. 

7 Abs. 1 BayDSchG die archäologisch qualifizierte Voruntersuchung bzw. die 

qualifizierte Beobachtung des Oberbodenabtrags bei privaten Vorhabenträgern, die 

die Voraussetzungen des § 13 BGB (Verbrauchereigenschaft) erfüllen, sowie 

Kommunen soweit möglich durch Personal des Bayerischen Landesamts für 

Denkmalpflege begleitet; in den übrigen Fällen beauftragt das Bayerische Landesamt 

für Denkmalpflege auf eigene Kosten eine private Grabungsfirma. In Abstimmung 

kann auch eine fachlich besetzte Untere Denkmalschutzbehörde (Kreis- und 

Stadtarchäologie) tätig werden. Informationen hierzu finden Sie unter:   

https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/publikationen/denkmal

pflege-themen_denkmalvermutung-bodendenkmalpflege_2016.pdf  

 

Wir weisen darauf hin, dass die erforderlichen Maßnahmen abhängig von Art und 

Umfang der erhaltenen Bodendenkmäler einen größeren Umfang annehmen können 

und rechtzeitig geplant werden müssen. Sollte die archäologische Ausgrabung als 

Ersatz für die Erhaltung eines Bodendenkmals notwendig sein, s ind hierbei auch Vor- 

und Nachbereitung der Ausgrabung zu berücksichtigen (u.a. Durchführungskonzept, 

https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/publikationen/denkmalpflege-themen_denkmalvermutung-bodendenkmalpflege_2016.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/publikationen/denkmalpflege-themen_denkmalvermutung-bodendenkmalpflege_2016.pdf


 

Seite 3  

 

Konservierung und Verbleib der Funde). Bei der Verwirklichung von 

Bebauungsplänen soll grundsätzlich vor der Parzellierung die gesamte 

Planungsfläche archäologisch qualifiziert untersucht werden, um die Kosten für den 

einzelnen Bauwerber zu reduzieren (vgl. BayVGH, Urteil v. 4. Juni 2003, Az.: 26 B 

00.3684, EzD 2.3.5 Nr. 3 / Denkmalpflege Informationen des BLfD 2004/I (B 127), 68 

ff. [mit Anm. W. K. Göhner]; BayVG München, Urteil v. 14. September 2000, Az.: M 

29 K 00838, EzD 2.3.5 Nr. 2). 

Als Alternative zur archäologischen Ausgrabung kann in bestimmten Fällen eine 

Konservatorische Überdeckung der Bodendenkmäler in Betracht gezogen werden. 

Eine Konservatorische Überdeckung ist oberhalb des Befundhorizontes und nur 

nach Abstimmung mit dem BLfD zu realisieren (z.B. auf Humus oder kolluvialer 

Überdeckung). Vgl. zur Anwendung, Ausführung und Dokumentation einer 

Konservatorischen Überdeckung 

https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/konserv

atorische_ueberdeckung_bodendenkmaeler_2020.pdf. Das Bayerische Landesamt 

für Denkmalpflege berät in Abstimmung mit der Unteren Denkmalschutzbehörde bei 

der Prüfung alternativer Planungen unter denkmalfachlichen Gesichtspunkten.  

 

Fachliche Hinweise zur Abstimmung kommunaler Planungen mit Belangen der 

Bodendenkmalpflege entnehmen Sie auch bitte der Broschüre „Bodendenkmäler in 

Bayern. Hinweise für die kommunale Bauleitplanung“ 

(https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen_und_aufgaben/bodendenkmalpfleg

e/kommunale_bauleitplanung/2018_broschuere_kommunale-bauleitplanung.pdf) 

 

Die mit dem Bayerischen Staatsministerium des Innern abgestimmte 

Rechtsauffassung des Bayerischen Staatsministeriums für Wissenschaft, Forschung 

und Kunst und des Bayerischen Landesamts für Denkmalpflege zur Überplanung von 

(Boden-) Denkmälern entnehmen Sie bitte dem Vollzugsschreiben des StMBW vom 

09.03.2016  

(https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/vollzug

sschreiben_bodendenkmal_09_03_2016.pdf) sowie unserer Homepage  

https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/rechtlic

he_grundlagen_überplanung_bodendenkmäler.pdf 

(Rechtliche Grundlagen bei der Überplanung von Bodendenkmälern).  

https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/konservatorische_ueberdeckung_bodendenkmaeler_2020.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/konservatorische_ueberdeckung_bodendenkmaeler_2020.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen_und_aufgaben/bodendenkmalpflege/kommunale_bauleitplanung/2018_broschuere_kommunale-bauleitplanung.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen_und_aufgaben/bodendenkmalpflege/kommunale_bauleitplanung/2018_broschuere_kommunale-bauleitplanung.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/vollzugsschreiben_bodendenkmal_09_03_2016.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/vollzugsschreiben_bodendenkmal_09_03_2016.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/rechtliche_grundlagen_überplanung_bodendenkmäler.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/rechtliche_grundlagen_überplanung_bodendenkmäler.pdf



